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Zu der Kleinen Anfrage 128 der Fraktion der SPD nehme ich im 
einzelnen wie folgt Stellung: 


Zu Ziffer 1 

Die am 16. September 1954 durch geführte kriminalpolizeilichc Durch- 
suchung der Bonner Wohnung des Senators a. D. Dr. Günter Klein 
in derj Lennestraße 23 wurde durch ein Ersuchen des Landes- 
kriminalamtes Berlin vom 16. September 1954 und durch eine am 
gleichen Tage telefonisch übermittelte Bitte des Berliner Senat s- 
dircktors Dr. Walter Klein veranlaßt. In einem über das Bundes- 
ministerium des Innern an die Staatsanwaltschaft in Bonn und die 
Sicherungs gruppe des Bundeskriminalamtes übermittelten Vermerk 
über das Telefongespräch vom 16. September 1954 ist niedergclegt, 
daß Herr Bürgermeister Dr. Conrad in Vertretung des Regierenden 
Bürgermeisters von Berlin um die Durchsuchung der Bonner Wohnung 
von Senator a. D. Dr. Klein und seiner Sekretärin Länderer gebeten 
habe. Das Ersuchen des Landeskriminalamtes hatte folgende Be- 
gründung: 

„Anläßlich einer hier an geordneten Durchsuchung sind in der 
hiesigen Wohnung von Senator a. D. Dr. Günter Klein, Berlin- 
Wilmersdorf, Johannisberger Str. 34, Akten des Senators für Bundes- 
angelegenheiten gefunden worden, die z. T. geheim sind. Es ist be- 
reits fest gestellt worden, daß die Akten auf unerlaubte Weise in 
die Wohnung des Dr. Klein gekommen sind. Es besteht der 
dringende Verdacht, daß auch in der Wohnung von Dr. Klein in 
Bonn behördliche Akten, möglicherweise geheimen Inhalts, sind.” 

Es war nicht ausdrücklich gesagt worden, nach welchen gesetzlichen 
Vorschriften die Durchsuchung durchgeführt werden sollte. Auf 
Grund des Sachverhalts schien allerdings die Annahme nahezuliegen, 
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daß das in Berlin eingeleitete Ermittlungsverfahren sich gegen Senator 
a. D. Dr. Klein als den Beschuldigten richtete, also § 102 StPO zur 
Grundlage hatte. Für die Art der Durchführung einer Durchsuchung 
war es jedoch unerheblich, ob sie sich gemäß § 102 StPO gegen 
den Beschuldigten wandte oder im Sinne von § 103 StPO bei 
anderen Personen vorgenommen wurde ; die Durchführungsmaß- 
nahmen sind in beiden Fällen gleichartig. 


Zu Ziffer 2 

Ein Mißverständnis über die Rechtsgrundlagen der Durchsuchung 
hat, wie sich aus den Darlegungen zu Ziffer 1 ergibt, bei der Polizei 
in Bonn nicht Vorgelegen. 


Zu Ziffer 3 

In dem Funkspruch des Landeskriminalamtes Berlin, der noch durch 
ein Ferngespräch zwischen dem Leiter dieses Amtes, Reg.-Dir. Sang- 
meister, und dem Leiter der Sicherungs gruppe, ORR und KR 
Dr. Brückner, ergänzt worden ist, war darauf hingewiesen worden, 
daß Eile geboten sei, weil sich Dr. Klein auf der Fahrt von Berlin 
nach Bonn befinde. 

Der Funkspruch stellte rechtlich ein Ersuchen um Amtshilfe dar. 
Für den Inhalt des Ersuchens waren daher die Behörden in Berlin 
verantwortlich. Die Sicherungs gruppe ihrerseits war verpflichtet, dem 
Ersuchen zu . entsprechen und, wie dies alsbald geschah, die Amts- 
hilfe der Bonner Kriminalpolizei herbeizuführen. Da die ersuchenden 
Berliner Stellen Eile für geboten hielten, somit Gefahr im Verzüge 
als vorliegend ansahen, hatte die Kriminalpolizei sofort zu handeln. 
Gemäß § 105 Abs. 1 StPO bedurfte es demnach keiner richter- 
lichen Anordnung. Die Kriminalpolizei hat jedoch ein übriges getan 
und im Laufe des Zugriffs die Einwilligung der Staatsanwaltschaft 
eingeholt. 


Zu Ziffer 4 

Die Wohnung von Dr. Klein ist unter Hinzuziehung eines Fach- 
mannes geöffnet worden, da ein Schlüssel nicht zur Verfügung stand. 
Das öffnen ist aber unter größtmöglicher Rücksichtnahme geschehen. 
Nach Beendigung der Durchsuchung wurde die Wohnung durch 
Einbau eines neuen Schlosses wieder gesichert. 

Es war nicht bekannt, daß sich Dr. Klein gegenüber Berliner Polizei- 
behörden mit einem Betreten seiner Wohnung einverstanden erklärt 
und ihnen sein unverzügliches Eintreffen in Bonn von sich aus 
mit geteilt haben soll. Weder im Funkspruch noch in dem Vermerk 
über das Telefongespräch findet sich ein derartiger Hinweis. Beides 



war vielmehr so abgefaßt, daß mit der Zustimmung von Dr. Klein 
nicht ohne weiteres gerechnet werden konnte. Im übrigen ließ schon 
die Dringlichkeit des Ersuchens erkennen, daß das Eintreffen des 
Dr. Klein nicht abgewartet werden sollte. Auch hierfür trifft die 
Verantwortung die ersuchende Stelle. 


Zu Ziffer 5 

Für die Tätigkeit der Beamten der Sicherungs gruppe des Bundes- 
kriminalamtes gelten die gleichen gesetzlichen Bestimmungen wie 
für alle Polizeivollzugsbeamten. Die Beamten sind Hilfsbeamte der 
Staatsanwaltschaft mit allen Rechten, die sich insbesondere aus der 
Strafprozeßordnung und dem Gerichtsverfassungsgesetz ergeben. 

Im vorliegenden Falle sind die Beamten auf Amtshilfeersuchen in 
einem Ermittlungsverfahren tätig geworden, das sich als ein Ver- 
fahren nach den Vorschriften des Strafrechtsänderungsgesetzes über 
staatsgefährdende Handlungen darstellte. Die Sicherungsgruppe hat 
dem Ersuchen in der Weise entsprochen, daß sie die Kriminalhaupt- 
stelle in Bonn verständigte und mit ihr zusammen die Haussuchung 
durchführte. Dieses Vorgehen entspricht einer vom Herrn Bundes- 
minister der Justiz getroffenen Regelung, der auch das Land Nord- 
rhein-Westfalen zugestimmt hat. Im übrigen lag ein Ersuchen im 
Sinne des § 4 Abs. 2 Ziff. a des Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundeskriminalamtes vom 8. März 1951 vor, wonach das Bundes- 
kriminalamt und damit die zu ihm gehörende Sicherungs gruppe 
eine strafbare Handlung verfolgen darf, wenn eine zuständige Landes- 
behörde darum ersucht. Diese Vorschrift gilt auch in Berlin. 


Zu Ziffer 6 

Das Bundeskriminalamt war nicht an der Durchsuchung der Jagd- 
hütte von Dr. Klein bei Neuhaus am Schliersee/Obb. beteiligt. Die 
Sicherungs gruppe hat auf Veranlassung des Landeskriminalamtes 
Berlin ein Ersuchen an das Bayerische Landeskriminalamt in München 
gerichtet. Die Durchsuchung war vom Amtsgericht Miesbach 
- Gs 402/54 - am 17. September 1954 angeordnet und erst danach 
durch geführt worden. 


Zusammenfassend darf ich bemerken, daß die Durchsuchung der 
Wohnung des Senators a. D. Dr. Klein unter genauer Beachtung 
der gesetzlichen Vorschriften vorgenommen worden ist. 


Dr. Schröder 



